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Uberdrtliche Priifung der Bauausgaben der Stadt Biberach in den Haushaltsjahren 2010 -
2014

I. Beschlussantrag

Der Gemeinderat nimmt gemaR § 114 Abs. 4 Satz 2 Gemeindeordnung alte Fassung (GemO a. F.)
vom Ergebnis der uberortlichen Priifung der Bauausgaben der Stadt Biberach in den Jahren 2010
- 2014 Kenntnis.

Il. Begriindung

Die Gemeindeprufungsanstalt hat im April 2015 die Bauausgaben der Jahre 2010 - 2014 der
Stadt Biberach gepriift. Die auf einzelne Schwerpunkte und auf Stichproben beschrankte Prifung
(§ 15 Gemeindepriifungsordnung (GemPrO) hat folgende wesentliche Feststellungen ergeben:

A 1 Vereinbarung angehdngter Stundenlohnarbeiten
Die Bauvertrage wurden gemaf3 § 4 VOB/A in der Regel als Leistungsvertrage (Einheitspreisver-
trage) ausgeschrieben. In samtlichen Leistungsverzeichnissen (LV) wurden erganzend zu den Leis-
tungspositionen noch LV-Titel ,Stundenlohnarbeiten® aufgenommen, in denen Verrechnungssat-
ze anzubieten waren (z. B. firr Arbeitskrafte, Baumaterialien, Gerate oder Fahrzeuge).
Beispiele:

e Neubau fir Realschule

e ErschlieBung des Gewerbegebiets Flugplatz

e Sanierung des Mehrzweckhalle Rilegg, 4. BA

e Modernisierung des stadtischen Wohngebaudes MemelstraRRe 5




Die Verrechnungssatze werden vorab fiir den Fall vereinbart, dass spater wahrend der Bauaus-
fuhrung Zusatzleistungi. S. v. § 1 Abs. 4 VOB/B erforderlich und diese - vorbehaltlich einer noch
zu treffenden Stundenlohnvereinbarung — im Stundenlohn, anstatt gemaR § 2 Abs. 6 VOB/B nach
Einheitspreisen vergiitet werden. Insofern haben LV-Positionen im Titel ,,Stundenlohnarbeiten®
nur den Charakter von Bedarfspositionen oder von Preislisten, denen im Gegensatz zu den Leis-
tungspositionen noch keine konkreten Bauleistungen zugrunde liegen. Zum Zeitpunkt der Auf-
tragserteilung sind Stundenlohnarbeiten damit noch nicht vereinbart.

Voraussetzung fur eine wirksame Vereinbarung ist, dass diese Vergtitungsart vor Beginn der Zu-
satzleistungen ausdriicklich schriftlich vereinbart wurde (§ 2 Abs. 10 VOB/B).

Uber die vertraglichen Regelungen des § 2 Abs. 10 VOB/B hinaus sind von den kommunalen Auf-
traggebern vorrangig die gesetzlichen Bestimmungen des § 54 GemO zu beachten. Danach sind
Anordnungen i. S.v. § 2 Abs. 10 VOB/B nur wirksam, wenn sie von einer vertretungsberechtigten
Person des Auftraggebers unterzeichnet und schriftlich geschlossen wurde (BGH, Urt. v.
27.11.2003, BauR 2004, 495).

Schriftliche Vereinbarungen von Stundenlohnarbeiten erfolgten bisher nicht.

Fir den Abschluss von Stundenlohnvereinbarungen kann der in Teil 2 des KVHB-Bau aufgenom-
mene Vordruck - KEV 249 StL Vereinbarung - verwendet werden.

Auf die Ausfihrungen in der GPA-Mitteilung Bau 3/2005 Az. 600.535 wird Bezug genommen.

Stellungnahme der Verwaltung

Tiefbauamt:

GE Flugplatz:

Im Nachgang zur Bauausgabenprifung 2006 - 2009 wurden alle fiir das Tiefbauamt tatigen Inge-
nieurburos mit Schreiben von 19. Januar 2011 aufgefordert, bei Stundenlohnleistungen eine vor-
herige separate Beauftragung nach dem giiltigen KVHB - Formblatt vorzunehmen. Leider wurde

dies bei diesem Projekt durch das Ingenieurburo nicht beachtet.

Die Vereinbarungen wurden zwischenzeitlich nachgefordert und das Ingenieurbiro noch einmal
auf die Einhaltung der Vorgaben hingewiesen.

Gebidudemanagement :

Stundenlohnarbeiten sind aus der Aufgabenstellung des GM bei der Abwicklung von Kleinauftra-
gen Tagesgeschaft. Im Bereich der Freihandigen Vergabe oder Turnusvergabe muss im Interesse
einer handhabbaren Abwicklung von einer vorherigen, schriftlichen Vereinbarung von Stunden-
lohnarbeiten abgesehen werden.

Werden Malinahmen 6ffentlich oder beschrankt ausgeschrieben, werden die Stundenlohnarbei-
ten in Zukunft wie gefordert schriftlich beauftragt.

Hochbauamt:
Wird kiinftig beachtet.

Eigenbetrieb Wohnungswirtschaft Biberach:

Die Wohnungswirtschaft ist liberwiegend im Bereich Sanierung und Modernisierung tatig. Erfah-
rungsgemal fallen hier immer ein paar Regiearbeiten an. Wodurch wir dies nicht als Preisabfra-
gen sehen, da diese auch tatsachlich ausgefuihrt werden.




Durch das nachtragliche Einholen von Stundensatzen sehen wir eher die Gefahr, dass Preise
uberhoht angeboten werden. Der Ansatz wird in einem moglichst geringen Umfang gehalten.
Sind Regiearbeiten im groferen Umfang im Vorfeld vor der Vergabe bekannt und notwendig,
werden diese entsprechend den Arbeiten zugeordnet und beschrieben.

Wir werden kunftig moglichst auf Regiearbeiten verzichten. Sofern grofRere Massen an Regiear-
beiten wahrend der Baumalinahme aufkommen, werden wir entsprechend eine Stundenlohnver-
einbarung treffen.

A 2 Bautagebuch der Architekten/Ingenieure

In den Bauakten befanden sich keine Bautagebticher der Architekten und Ingenieure. Sofern sol-
che Unterlagen von den mit der Ortlichen Bauliberwachung beauftragten Architekten/Ingenieure
uberhaupt erstellt worden sind, wurden diese der Verwaltung nicht Gibertragen.

Beispiele:

Erweiterung des Kinderhauses St. Nikolaus

ErschlieBung des Gewerbegebiets Flugplatz

Sanierung der Mehrzweckhalle RilRegg, 4. BA

Neubau des Kunstrasenplatzes am Erlenweg

Nach den Architekten-/Ingenieurvertragen war das Flihren eines Bautagebuchs eine Grundleis-
tung der beauftragten Architekten/Ingenieure, die zwar honoriert, aber nicht tibergeben wurden.
Die Bautageblicher sind u. a. fiir die Abrechnung ein wichtiges Hilfsmittel. Auch bei Bauprozessen
konnen die Bautagebiicher beweiskraftige Unterlagen darstellen.

Nach dem Urteil des Bundesgerichtshofs vom 24.06.2004 (NZBau 2004, 509 = BauR 2004, 1640 =
IBR 2004, 513) und vom 11.11.2004 (IBR 2005, 96) schuldet der Architekt/Ingenieur dem Auftrag-
geber nach BGB bzw. nach dem Architekten-/Ingenieurvertrag die einzelnen Grundleistungen
bzw. Arbeitsschritte aus den Leistungsbildern der HOAI.

Erbringt ein Auftragnehmer pflichtwidrig nicht die ihm (ibertragenen Leistungen, ist seine Leis-
tung mangelhafti. S. d. § 633 BGB mit der Folge, dass der Auftraggeber Mangelanspriiche und
ggf. Schadensersatzanspriiche geltend machen kann.

In den vorliegenden Fallen kommt eine Honorarminderung (anstelle eines Riicktritts) nach

§ 638 BGB in Betracht. Voraussetzungen fuir die Geltendmachung dieses Mangelanspruch ist, dass
der Auftraggeber unter Feststellung einer angemessenen Frist zuvor die Nacherfullung bzw.
Nachreichung des Bautagebuchs verlangt hat. Dies ist nur dann entbehrlich, wenn das fehlende
Bautagebuch nicht erstellt wurde und vom Architekten/Ingenieur auch nicht mehr (z. B. anhand
von Notizen) rekonstruiert werden kann.

Kunftig hat die Verwaltung im Rahmen ihrer Bauherrenpflicht dafuir zu sorgen, dass die Auftrag-
nehmer die ihnen libertragenen Grundleistungen auch tatséachlich erbringen bzw. libergeben (s.
dazu auch § 5 - Herausgabeanspruch des Auftraggebers - der Allgemeinen Vertragsbindungen fur
Architekten-/Ingenieurleistungen - KVM /AVB Arch/Ing - Fassung 2013).
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Im Hinblick auf kiinftige Vertrage ist auf eine - die Ortliche Bautiberwachung bei Ingenieurbau-
werken und Verkehrsanlagen betreffende - Neuregelung hinzuweisen, die mit der HOAI 2009
eingefuhrt und in die jetzt geltende HOAI 2013 tibernommen wurde: Das Bautagebuch, als Teil
der Ortlichen Bauliberwachung, wird als Besondere Leistung in Anlage 12.1 bzw. 13.1 der HOAI
2013 gefiihrt. Das Honorar fiir das Erstellen des Bautagebuchs kann somit (nach § 3 Abs. 3 HOAI
2013) frei vereinbart werden.

Stellungnahme der Verwaltung

Tiefbauamt:
Ebenfalls mit Schreiben vom 19. Januar 2011 wurden die Ingenieurbiiros aufgefordert, die Bauta-
geberichte KFB (A/l) dem AG zu Ubergeben.

GE Flugplatz:

Das Bautagebuch lag bereits zur Prifung vor und wurde wahrscheinlich aufgrund der Unterla-
genfllle bei diesem Projekt tibersehen. Die Unterlagen wurden dem stadtischen Rechnungspri-
fungsamt zur Sichtung vorgelegt.

Neubau des Kunstrasenplatzes am Erlenweg:
Die Bautageblicher wurden vom Ingenieurbiiro gefuihrt, jedoch nicht tibergeben. Zwischenzeitlich
liegen Unterlagen vor.

Gebdudemanagement:

Wird kiinftig beachtet. Uber die Notwendigkeit eines Bautagebuches wird in Zukunft abhangig
von Art und Umfang der MaBnahme, aber auch abhangig vom eingesetzten Planungsbiiro ent-
schieden, da die Leistung als Besondere Leistung zu vergiiten ist.

Hochbauamt:
Beim Projekt Kinderhaus St. Nikolaus waren dem Hochbauamt die Protokolle des Architekten der
wochentlichen Baustellen-Jour-fixe-Termine und sonstigen Baustellen-Termine ausreichend.

Generell wird auf die Ubergabe von Bautagebiichern Wert gelegt.

A 3 Neubau einer LKW-Garage mit Carport
Vergabe an eine Generalunternehmerin

Fir die BaumaRnahmen wurde eine Generalunternehmerausschreibung wie folgt durchgefiihrt:

Die Bauleistungen wurden auf der Basis einer 6ffentlichen Ausschreibung an eine Generalunter-
nehmerin (Fa. Matthdus Schmid Bauunternehmen GmbH & Co. KG, Baltringen) vergeben. Die
Vorgabe bestand aus einer Leistungsbeschreibung mit abgeschlossener Ausfiihrungsplanung. Der
detaillierte Leistungsbedarf und die erforderlichen Leistungsmengen fur die Realisierung der
LKW-Garage wurde von der Generalunternehmerin auf der Grundlage von Planen ermittelt. Alle
Fachlose (z. B. Erd-, Entwasserungs-, Mauer-, Elektro- und Flaschenerarbeiten, etc.) waren in ei-
nem LV als Pauschale anzubieten.

Hierzu ist folgendes festzustellen:

Die Ausschreibung und anschlieBende Vergabe an eine Generalunternehmerin waren nach den
Bestimmungen der VOB/A nicht zulassig.



Fiir Vergaben im nationalen Bereich ab dem 01.10.2010 waren Bauleistungen nach § 5 Abs.2
VOB/A sowie Nr. 5 der Mittelstandsrichtlinien 6ffentlicher Auftraggeber - MRGA - vom
09.12.2010 (GABI. S. 562) grundsatzlich nach Fachlosen getrennt zu vergeben.

Durch die Fachlosvergabe soll den kleineren mittelstandischen Betrieben die unmittelbare Betei-
ligung am Wettbewerb erméglicht werden (politische Zielsetzung und Konkretisierung des
Grundsatzes der Chancengleichheit). Durch die Fachlosvergabe soll ferner der Einsatz von Nach-
unternehmern verringert werden, da die 6ffentlichen Auftraggeber moglichst nur mit solchen
Unternehmen Vertrage schlielen sollen, die fachkundig und in der Lage sind, die geforderten
Leistungen uberwiegend selbst im eigenen Betrieb zu erbringen.

AulRerdem wird bei der Fachlosvergabe in der Regel ein groRerer Bewerberkreis angesprochen
und damit ein wesentlich breiterer Wettbewerb als bei Generalunternehmervergaben erzielt.
Breitere Wettbewerbe wiederum fiihren in der Regel zu einem niedrigeren Preisniveau und damit
zu mehr Wirtschaftlichkeit, weil bei einer zusammengefassten Vergabe eine Hauptunternehme-
rin ihren Mehraufwand fir die Koordination und ihr hheres Hauptrisiko beim Nachunterneh-
mereinsatz grundsatzlich kalkulatorisch beriicksichtigen muss. Im Allgemeinen kann davon aus-
gegangen werden, dass Generalunternehmervergaben bis zu 10 % teurer sein konnen, als Fach-
losvergaben.

Nach § 5 Abs. 2 Satz VOB/A diirfen mehrere Fachlose nur aus wirtschaftlichen oder technischen
Griinden zusammengefasst vergeben werden. Angesichts dieses Regel-Ausnahme-Verhaltnisses
reicht es nicht aus, eine Generalunternehmervergabe nur mit unbelegten Behauptungen oder
allgemeinen Vorteilen des Auftraggebers zu begriinden, insbesondere nicht mit Eilbedurftigkeit,
nicht belegten Baukosteneinsparungen, vermindertem Zeit- oder Verwaltungs- und Koordinie-
rungsaufwand sowie fehlendem Fachpersonal oder mit der vereinfachten Durchsetzbarkeit von
Gewabhrleistungsanspriichen (s. VUA Schleswig-Holstein, Beschl. v. 22.07.1997, Az. VU SH 05/96,
LG Hannover, Urt. v. 17.04.1997, VKBI. 1997, 837 = IBR 1997, 353, VK Nordrhein-Westfalen, Beschl.
v. 08.03.2000, IBR 2001, 80 oder VK Bund, Beschl. v. 09.06.2005, IBR 2005, 1223).

Eine Generalunternehmervergabe kann ggf. im Rahmen einer sog. Parallelausschreibung erfolgen
(die Generalunternehmerin bietet dabei alle ausgeschriebenen Fachlose an). Ist die Generalunter-
nehmerin insgesamt glinstiger als die glinstigste Kombination aller Einzellosangebote, so ist die
Wirtschaftlichkeit der Generalunternehmervergabe belegt (OLG Bremen, Beschl. v. 22.10.2001,
IBR 2002, 33 oder KG, Beschl. v. 22.08.2001, IBR 2002, 92).

Eine Generalunternehmerausschreibung lasst sich unter strengen Mal3staben beispielweise
rechtfertigen, durch , geringes Auftragsvolumen®, ,besondere Dringlichkeit” (extremer aber nicht
selbst verursachter Zeitdruck), ,Sicherheitsaspekte bei Bauarbeiten unter Betrieb”, ,,einheitliche
Gewadhrleistung® oder bei ,Finanzproblemen* (so u.a. OLG Dusseldorf (Reinigungsarbeiten), Be-
schl.v.12.01.2011, IBR 2011, 234 oder VK Sachen (Larmschutzwand), Beschl. v. 10.02.2012, IBR
2012, 532). Weiteres ist auch den Hinweisen in dem vom Deutschen Verdingungsausschuss erar-
beitetem Papier ,DVA-Papier Fach- und Teillose“ vom 30.08.2000 zu entnehmen (verdffentlicht in
der NZBau 2000, 555, in einer Beilage zum BBauBI. Heft 10/2000, in BauR 2000, 1793 sowie Gt-
info Nr. 1016/00 v. 05.12.2000 Az. 600.53).

Die Entscheidung einer Generalunternehmervergabe ist nach § 5 Abs. 2 Satz 2 VOB/A jeweils im
Einzelfall zu begriinden. Eine unzureichende Dokumentation kann fiir die ausschreibende Stelle -
insbesondere im EG-Bereich - nachteilig fir den Fall sein, dass eine Bieterin die Vergabeentschei-
dung angreift (OLG Diisseldorf, Beschl. v. 17.03.2004, IBR 2004, 579 = NZBau 2004, 461). Im vor-
liegenden Falle waren zwingende Gruinde fur eine Generalunternehmerausschreibung nicht aus-
reichend dokumentiert bzw. konnten auch nicht deutlich genug begriindet werden.



Hinzu kommt, dass die Leistungsbeschreibung im vorliegenden Fall nicht den Anforderungen des
§ 7 Abs. 1 VOB/A entsprach. Nach dieser Bestimmung ist die Leistung so eindeutig und erschop-
fend zu beschreiben, dass alle Bewerberinnen die Leistungsbeschreibung in gleichem Sinne ver-
stehen mussen und ihre Preise sicher und ohne umfangreiche Vorarbeiten berechnen konnen.
Dazu gehort, dass der Auftraggeber die zu erbringenden Leistungen und deren Mengen detailliert
vorgibt. Ist dies nicht der Fall (etwa deshalb, weil die Bieterin - wie hier - die Leistungen und Leis-
tungsmengen auf der Grundlage von Planen zunachst selber ermitteln muss), ist die Leistungs-
beschreibung nicht vergaberechtskonform.

Die einschlagigen Vergabebestimmungen sind zu beachten.
Es wird gebeten, mitzuteilen, wie kiinftig verfahren wird.

Stellungnahme der Verwaltung

Hochbauamt :
Die LKW-Garage des Bauhofs sollte moglichst wirtschaftlich erstellt werden. Das Raumprogramm
mit seinen Funktionen war zu erfiillen, die baurechtlichen Vorgaben waren einzuhalten.

Auf dieser Basis sollten Generalunternehmer unter Nutzung ihrer individuellen Starken beziiglich
der Baukonstruktion ein moglichst wirtschaftliches Angebot abgeben.

Die im bzw. durch den Betrieb des Auftragnehmers selbst erbrachten Leistungen machen bei die-
sem einfachen Gebaude einen relativ hohen prozentualen Anteil aus, es besteht vergleichsweise

wenig Koordinationsaufwand.

Mitteilung, wie kiinftig verfahren wird: GU-Vergaben erfolgen nur in begriindeten und dokumen-
tieren Einzelfallen. Die Regel ist die Einzelgewerke-Vergabe.

Die Bestimmung nach § 5 Abs. 2 VOB/A sowie Nr. 5 der Mittelstandsrichtlinien offentlicher Auf-
traggeber bei Ausschreibungen und Vergaben werden kiinftig eingehalten.

A 4 Zuschlag auf ein Angebot mit Anderungen an den Vertragsunterlagen
Die Vergabe erfolgte im Geltungsbereich der VOB 2009.

Die Bauarbeiten wurden im Juli 2011 mit der Auftragssumme von 584.950,84 EUR an die erstplat-
zierte Bieterin Fa. Matthaus Schmid Bauunternehmen GmbH & Co. KG, Baltringen, vergeben.

Jedoch war die Vergabe an die erstplazierte Bieterin nicht zulassig, da diese in den Vertragsunter-
lagen folgende Anderung vorgenommen hatte:

»Entgegen den Vorgaben des Leistungsverzeichnisses sind im Angebotspreis die Gebiihren fur
den Prifingenieur (Prifstatik) nicht enthalten.”

Nach § 16 Abs. 1 Nr. 1 lit. b) i. V. m. § 13 Abs. 1 Nr. 5 VOB/A sind Angebote, die Anderungen an den
Verdingungsunterlagen bzw. Vergabeunterlagen aufweisen, von der Wertung auszuschlief3en.

Die Verwaltung hat kiinftig dafiir Sorge zu tragen, dass bei der Priifung und Wertung der Angebo-
te die Bestimmungen der VOB/A beachtet werden.



Stellungnahme der Verwaltung

Hochbauamt:
Wird kuinftig beachtet.

Priifungsbegleitende realisierte Erstattung

Bereits wahrend der Prifung wurden bei der BaumalRnahme ,Erweiterung des Kinderhauses St.
Nikolaus“ zwei Uberzahlungen in Héhe von insgesamt 2.906,37 EUR zuriickerstattet.

Die Stellungnahmen sind am 31. August und 1. Dezember 2015 der Gemeindeprufungsanstalt
zugesandt worden.

Mit Erlass vom 19.07.2016 bestatigte das Regierungsprasidium Tlbingen als Rechtsaufsichtsbe-
horde, dass die Uberortliche Prifung der Bauausgaben der Stadt Biberach in den Geschaftsjahren
2010 - 2014 abgeschlossen ist und die im Pruifbericht der Gemeindeprufungsanstalt Baden-
Wirttemberg getroffenen Feststellungen aufgrund der Stellungnahme der Verwaltung als erle-
digt gelten.

Die Unterrichtung des Gemeinderates gem. § 114 Abs. 4 Satz 2 GemO a. F. kann erst jetzt erfol-
gen, da das Schreiben des Regierungsprasidiums Tibingen vom 19.07.2016 im Postlauf verloren-
gegangen ist. Erst auf Nachfrage des Rechnungspriifungsamtes beim Regierungsprasidium Tu-
bingen, bis wann mit der Ubersendung des Abschlussschreibens zur GPA-Baupriifung 2010 -
2014 gerechnet werden konne, ist dieser Verlust festgestellt worden.

Renate Werner

Schreiben Regierungsprasidium Tlbingen vom 19.07.2016



	SMC_BM_VOTEXT5
	Typ
	Beratungsfolge
	Beschlußvorschlag
	Sachverhalt

